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Der Bundesminister 

für gesamtdeutsche Fragen Bonn, den 12. November 1955 

I 7 - 530 - 15080/55 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Verkehr zwischen der Bundesrepublik und den 
anderen deutschen Ländern 

Bezug: a) Kleine Anfrage 197 der Fraktion der SPD 

- Drucksache 1774 - 

b) Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
26. Mai 1955 

- Drucksachen 1325, 310 - 


Auf die o. a. Anfrage beehre ich mich, folgendes mitzuteilen: 

Zu Ala 

Grundsätzlich gehört der Interzonenverkehr immer noch zur Zu- 
ständigkeit der Vier Alliierten. Bereits in der Zeit vor der Beschluß- 
fassung vom 26. Mal 1955 hatten die Drei Westalliierten auf Anre- 
gung der Bundesregierung Vorstellungen beim Sowjetischen Hohen 
Kommissar bzw. dem sowjetischen Botschafter in Ostberlin erhoben 
mit dem Ziele, Erleichterungen im Personenverkehr zwischen dem 
Bundesgebiet und der Sowjetzone zu erreichen. Diese Vorstellungen 
blieben ohne Ergebnis. Von sowjetischer Seite wurde erklärt, daß 
für Verhandlungen über Erleichterungen im Personenverkehr zwi- 
schen dem Bundesgebiet und der Sowjetzone nicht mehr der Ver- 
treter der Sowjetunion in der Sowjetzone, sondern die Sowjetzonen- 
regierung zuständig sei. In Übereinstimmung damit hat die Regie- 
rung der sowjetischen Besatzungszone zum Ausdruck gebracht, daß 
sie Verhandlungen über Erleichterungen im Personenverkehr nur 
auf Regierungsebene führen würde. 

Die Bundesregierung mußte derartige Verhandlungen ablehnen. 
Gäbe sie diesen Immer wiederholten Forderungen auf Verhandlun- 
gen auf Regierungsebene nach, so würde sie damit dazu beitragen, 
der sowjetzonalen Regierung zu der von ihr erstrebten Anerken- 
nung als Regierung eines deutschen Teilstaates zu verhelfen. 
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Außerdem würde die Aufnahme solcher Verhandlungen zu einer 
Durchbrechung der bei den Alliierten liegenden Zuständigkeit 
führen. 

Auch die Westalliierten haben ihrerseits die sowjetische Regierung 
an ihre auf den Viermächteabmachungen beruhende Zuständigkeit 
erinnert. 

In den Abmachungen zwischen der Regierung der Sowjetunion und 
der Sowjetzonenregierung vom 20. September 1955 wurde erklärt, 
daß „die DDR die Bewachung und Kontrolle an den Grenzen der 
DDR, an der Demarkationslinie zwischen der DDR und der Bundes- 
republik, am Außenring von Groß-Berlin, in Berlin sowie auf den im 
Gebiet der DDR liegenden Verbindungswegen zwischen der Deut- 
schen Bundesrepublik und Berlin ausübt“. Dagegen haben die Drei 
Westalliierten mit Note vom 3. Oktober 1955 bei der Regierung 
der UdSSR mit dem Hinweis Protest erhoben, daß die Übertragung 
der Zuständigkeiten aus dem Interzonenverkehr auf die Sowjet- 
zonenregierung nicht anerkannt werden könne. 

Mit Antwortnote vom 18. Oktober 1955 hat die Regierung der 
Sowjetunion die Drei Westalliierten lediglich auf die zwischen ihr 
und der Sowjetzonenregierung getroffenen Abmachungen verwie- 
sen und betont, daß „die Deutsche Demokratische Republik ihre 
Hoheitsrechte auf dem Territorium ausübt, das ihrer Souveränität 
untersteht, was selbstverständlich auch für die Verkehrswege auf 
diesem Territorium zutrifft“. 

Gegen diese Auffassung haben die Drei Westalliierten erneut mit 
Note vom 27. Oktober 1955 Protest erhoben und darauf hingewie- 
sen, daß die Sowjetunion aus ihren Verpfllditungen betr. Regelung 
des Interzonenverkehrs nicht entlassen werden könne und für den 
freien Verkehr nach West-Berlin verantwortlidi sei. 

Bei dieser Sachlage waren weitere Erleichterungen im Personenver- 
kehr bisher leider nicht zu erreichen. 

Zu A 1 b 

Die Treuhandstelle für den Interzonenhandel, Berlin, hat sich bei 
Ihren Besprechungen mit den Vertretern des sowjetzonalen Mini- 
steriums für Außenhandel und innerdeutschen Handel immer 
wieder für die Wiedereröffnung der im Sommer 1952 geschlossenen 
Grenzübergangsstellen und die Beseitigung aller unnötigen Erschwe- 
rungen und Zeitverluste Im Straßenverkehr zwischen der sowjetisch 
besetzten Zone und der Bundesrepublik eingesetzt. 

Die Vertreter des sowjetzonalen Ministeriums lehnen Erörterungen 
mit der Treuhandstelle für den Interzonenhandel hierüber ab und 
fordern Verhandlungen auf Regierungsebene. 
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Auch die Deutsche Bundesbahn hat sich bei ihren Verhandlungen 
mit der sowjetzonalen Reichsbahn laufend um die Wiedereröffnung 
und auch um die Eröffnung weiterer Übergangsstellen bemüht. Sie 
hat dabei immer wieder ausdrücklich betont, daß sie zur Übernahme 
jeder damit in Zusammenhang stehenden zusätzlichen Leistung 
bereit ist. Im Vorjahr gelang es auf diese Welse, die Übergänge 
Hof/Gutenfürst und Wolfsburg/Oebisfelde für den Personenverkehr 
freizubekommen. Die Wiedereröffnung weiterer Übergangsstellen 
scheiterte bisher am Widerstand der sowjetzonalen Stellen. Die Be- 
mühungen werden fortgesetzt. Erneute Verhandlungen zwischen 
der Deutschen Bundesbahn und der sowjetzonalen Reichsbahn über 
die Öffnung weiterer Übergänge sind für November 1955 in Aus- 
sicht genommen. 

Zu A 1 c 

Da die Kontrolle bei allen Interzonenreisezügen nunmehr während 
der Fahrt durchgeführt wird, konnten die Aufenthalte auf den 
westdeutschen Übergangsstellen auf die aus eisenbahnbetrieblichen 
Gründen notwendige Zeit verringert werden. Die Verringerung ist 
mit der Einführung des Winterfahrplanes (2. Oktober 1955) durch- 
geführt. In einigen Fällen mußte die Verkürzung der Aufenthalts- 
zeiten aus fahrplantechnischen Gründen bis zum nächsten Fahrplan- 
wechsel im Frühjahr 1956 zurückgestellt werden. Einwirkungen mit 
dem Ziele, die sowjetzonale Reichsbahn ebenfalls zur Verkürzung 
der Aufenthaltszeiten auf den sowjetzonalen Übergangsbahnhöfen 
zu bewegen, sind bisher ohne Erfolg geblieben. Sie werden fort- 
gesetzt. 

Zu A 1 d 

Voraussetzung für die Ausgabe von Rückfahrkarten im Verkehr 
zwischen der Bundesrepublik und der SBZ wäre ein Abkommen 
über die gegenseitige Abrechnung des Reiseverkehrs. Die Versuche 
der Deutschen Bundesbahn, mit der sowjetzonalen Reichsbahn ein 
solches Abkommen zu schließen, sind bisher gescheitert. 

Im übrigen stehen Bundesmittel zur Verfügung, aus denen Be- 
suchern aus der SBZ Rückreisebeihilfen gewährt werden können. 

Zu A 1 e 

Zur besseren Abwicklung des Interzonenverkehrs hat die Deutsche 
Bundesbahn Arbeiten auf den Bahnhöfen Büchen, Helmstedt und 
Bebra zur Ausführung freigegeben. In der Hauptsache handelt es 
sich darum, Bahnsteige zu befestigen und zu überdachen, Gleise und 
Bahnsteige zu verlängern und Wartehallen zu errichten oder aus- 
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zubauen. Weitere Arbeiten auf den Zonenübergangsbahnhöfen hat 
die Deutsche Bundesbahn im Rahmen ihres finanziellen Programms 
für das nächste Jahr vorgesehen. 

Zu A 1 f 

Die Ausführungen zu A 1 a und Alb gelten entsprediend audi für 
diesen Punkt. 

Zu A 2 a 

Nachdem die AHK die erforderliche Zustimmung erteilt hatte, ist 
im Flugverkehr mit Berlin die Ausweiskontrolle beim Abflug und bei 
der Ankunft auf den Flughäfen im Bundesgebiet im März 1955 auf- 
gehoben worden. Desgleichen ist im Juli 1955 im Einvernehmen mit 
der Alliierten Kommandantur in Berlin auch die Ausweiskontrollc 
bei der Landung in Berlin eingestellt worden. 

Die Ausweiskontrolle beim Abflug in Berlin muß aus Sicherheits- 
gründen beibehalten werden. 

Die Forderung des Bundestages bezüglich der Warenkontrolle im 
West-Berlin-Verkehr ist bereits erfüllt. Die Kontrollen erstrecken 
sidi nur auf wenige Stichproben und auf Verdachtsfälle. 

Zu A 2 b 

Die Anträge der Bundesregierung auf verbilligten Flugverkehr zwi- 
schen Hannover und Berlin haben jetzt zu einer Reduzierung des 
Nachttarifes von 75 DM auf 65 DM geführt. Damit ist ein wesent- 
liches Anliegen der Bundesregierung erreicht. Sie wird weiterhin 
danach trachten, daß der Luftverkehr nach Berlin dem jeweiligen 
Bedarf entspricht. 

Zu A 2 c 

Der Luftverkehr zwischen dem Bundesgebiet und Berlin ist der 
Lufthoheit der Bundesregierung entzogen; Fragen dieses Verkehrs 
unterliegen weiterhin der Zuständigkeit der drei Mächte. Bisher 
sind ausschließlich amerikanische, britische und französische Luft- 
verkehrsgesellschaften im Berlin- Verkehr tätig. Für eine Beteiligung 
der Deutschen Lufthansa AG wäre auch die Zustimmung der 
Sowjetunion erforderlich. Die Bundesregierung wird bemüht blei- 
ben, die Eröffnung des Luftweges nach Berlin für die Deutsche Luft- 
hansa zur gegebenen Zeit zu erreichen. 

Zu A 2 d 

Die wiederholten Einwirkungen der Deutschen Bundesbahn auf 
die sowjetzonale Reichsbahn sind bisher ohne Erfolg geblieben. Die 
Bemühungen werden fortgesetzt. 
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Zu A 2 e 


Die Verhandlungen über die Einrichtung von Schnelltriebwagen- 
verbindungen zwischen Berlin und einigen westdeutschen Platzen 
[Köln, Frankfurt (Main) und München] sind bisher ergebnislos ver- 
laufen. Die Deutsche Bundesbahn wird bei der für Mitte November 
vorgesehenen Besprechung mit der sowjetzonalen Reichsbahn erneut 
Schnelltriebwagenverbindungen beantragen. 

Zu A 3 b 

Die Reisezüge zwischen der Bundesrepublik und dem Saargebiet 
sowie Frankreich werden vom kommenden Fahrplanwechsel an 
grundsätzlich während der Fahrt kontrolliert werden. Die Aufent- 
haltszeiten an der Grenze betragen dann nur noch 10 bis 15 Minuten. 

Zu B 

Im Verkehr mit den unter vorläufige luxemburgische Verwaltung 
gestellten deutschen Gebieten gelten bereits die postalischen Inlands- 
gebühren, da in diesem Gebiet nur ein Gehöft mit 16 Bev/ohnern 
liegt, das postalisch auch bisher schon von der Deutschen Bundespost 
versorgt wurde. Dagegen war es bisher nicht möglich, auch im Ver- 
kehr mit den unter vorläufige niederländische und belgische Ver- 
waltung gestellten deutschen Gebieten allgemein die Inlandsgebüh- 
ren einzuführen. Dies könnte nur dann geschehen, wenn mit der 
niederländischen und belgischen Postverwaltung Abkommen über 
die Anwendung der Inlandsgebühren im Postverkehr mit den frag- 
lichen Gebieten abgeschlossen würden. Eine einseitige Einführung 
von Inlandsgebühren für diese Gebiete ist nicht zulässig. Da aber 
im Abschluß solcher Abkommen gerade die Anerkennung der Zu- 
gehörigkeit der in Frage stehenden Gebiete zu den Niederlanden 
und Belgien zum Ausdruck käme, kann dieser Weg nicht beschritten 
werden. 

Mit der Postverwaltung der Niederlande besteht aber bereits ein 
Abkommen über den sogenannten Kleinen Grenzpostverkehr. Seit 
dem 1. April 1954 werden in beiden Richtungen für Briefe der 
1. Gewichtsstufe und für Postkarten nach Orten im anderen Land, 
die nicht weiter als 30 km vom Einlieferungsamt entfernt sind, die 
Inlandsgebühren erhoben. 

Zu C 

Die Frachten zwischen der Bundesrepublik und Berlin setzen sich aus 
den Grundfrachten (Tarife bis 1945) und den Zuschlägen der Deut- 
schen Bundesbahn und der sowjetzonalen Reichsbahn zusammen. 
Die Grundfracht wird über den Zonenübergang berechnet, für den 
sich die kürzeste Gesamtentfernung ergibt. Die Interzonenzuschläge 
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der Deutschen Bundesbahn und der sowjetzonalen Reichsbahn wur- 
den zunächst getrennt bis zu dem nächstgelegenen Zonenübergangs- 
punkt berechnet. Seit dem 1. Februar 1953 werden Grundfracht 
und Zuschläge bei den Regelklassen und den Ausnahmetarifen Z 1 
bis Z 6 und Z 11 durchgerechnet. 

Die Deutsche Bundesbahn bemüht sich bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit, die Zustimmung der sowjetzonalen Reichsbahn zur 
Durchrechnung der Zonenzuschläge auch bei den weiteren Aus- 
nahmetarifen zu erreichen. Bisher hat sich die sowjetzonale Reichs- 
bahn nicht bereit gefunden, der Durchrechnung zuzustimmen. Die 
Angelegenheit wird weiterverfolgt. 


Kaiser 



